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Ja zur Biodiversität – Nein zur Initiative 
Zur Abstimmung vom  22. September

In einem Punkt sind wir uns wohl 
alle einig: Die Biodiversität ist wich­
tig und es gilt, ihr Sorge zu tragen. 
Die Landwirtschaft kann hierzu 
selbst einen grossen Beitrag leisten 
und tut dies auch heute schon. Da­
rum werden auf jedem fünften Feld 
weder Kartoffeln noch Sonnenblu­
men oder Dinkel angebaut, sondern 
stattdessen Hecken, Blühstreifen 

oder andere Biodiversitätsförderele­
mente gepflegt. Eine weitere, unver­
hältnismässige Reduktion der Pro­
duktionsfläche ist auch nicht im 
Sinne des Umweltschutzes. Denn wir 
müssen bereits heute die Hälfte un­
serer Nahrung importieren. Nehmen 
wir weitere 145 000 Hektaren Land­
wirtschaftsfläche aus der Produkti­
on, wie es bei einer Annahme passie­
ren könnte, ernähren sich bald 
weitere 680 000 Personen von aus­

ländischen Lebensmitteln. Dabei 
fällt schon heute 70 % unseres ökolo­
gischen Fussabdruckes im Ausland 
an. Insgesamt steigen durch die 
extreme Initiative also hauptsächlich 
die Lebensmittelimporte und für die 
Biodiversitätsförderung ist wenig 
gewonnen. In dem Sinne: JA zu Bio­
diversität und NEIN zur Initiative!
� Alain Bütler,  
� Agronom FH,  
� Grossratskandidat SVP, Kallern AG

LESERBRIEFE

Endlich etwas für die kleinen Einkommen
Zur Abstimmung vom 22. September

Schaut euch euren Vorsorgeausweis 
doch bitte mal im Detail an, falls ihr 
einen habt. Ein Ja zur BVG-Revision 
verbessert auch bei vielen von euch 
den versicherten Lohn. All jene, die 
bis jetzt noch knapp keinen Vorsor­
geausweis hatten, können sich nach 
Annahme der Revision freuen. War­
um? Mit der BVG-Reform wird die 
Eintrittsschwelle in die berufliche 
Vorsorge von 22 050 auf 19 845 Fran­
ken gesenkt. Damit wird für Teilzeit- 
und Mehrfachangestellte eine 
schnellere Aufnahme ins BVG er­
möglicht und sie sind auch sofort 
mitversichert für Invalidität und Tod 

– das Ganze finanziert über Beiträge 
von Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 
Für untere Einkommen brauchts 
aber noch eine Anpassung. Nämlich 
einen faireren Koordinationsabzug, 
sonst bleibt wiederum nur ein zu 
kleiner versicherter Lohn bestehen. 
Die Höhe des versicherten Lohnes für 
Invaliditätsrente und Todesfallkapi­
tal wird folgendermassen festgesetzt: 
Statt wie heute einen starren Abzug 
von 25 725 zu machen, wird neu 20 
Prozent vom Bruttoeinkommen ab­
gezogen und zwar bis max. 17 640 bei 
einer Lohnobergrenze von 88 200 
Franken im BVG. Genau das nützt 
den unteren Einkommen! Die Folge: 
Jeder ist besser versichert und spart 

gemeinsam mit dem Arbeitgeber zu­
sätzliches Kapital an und die Pensi­
onskasse verzinst es noch. Das so an­
gesparte Alterskapital kann später als 
Kapital (was ich bei kleinen Einkom­
men empfehlen würde) oder als Ren­
te bezogen werden. Alleine würden 
diese Teilzeitler wohl nie auf diese 
Höhe dieses Kapitals kommen, da 
helfen Arbeitgeber und Pensionskas­
sen auch mit und können das Alters­
kapital während der Erwerbszeit 
mindestens verdoppeln. Darum 
stimme ich am 22. September klar Ja 
zur BVG-Reform.
� Vroni Thalmann-Bieri,  
� Sozialvorsteherin/Nationalrätin 
�  SVP, Flühli LU

Berggebiet nicht weiter schwächen
Zur Abstimmung vom 22. September

Die Berggebiete und ländlichen Räu­
me leisten bereits sehr viel für die 
Biodiversität und die Landschafts­
pflege. Bei einer Annahme der Initi­
ative käme es dort zu massiven Ein­
schränkungen. Denn es braucht 
nicht viel Fantasie, um sich vor­
zustellen, wo die geforderten zusätz­
lichen Flächen zu liegen kämen. 
Landwirtschaft, Tourismus, Wald­
wirtschaft, Bauwirtschaft, Energie­
versorgung und Erschliessung mit 
Infrastrukturen wie Strassen und 

Schienen wären betroffen und die 
Weiterentwicklung der bereits heute 
strukturschwachen Bergregionen 
nicht mehr möglich. Für mehr Biodi­
versität braucht es nicht immer grös­
sere ausgeschiedene Schutzgebiete, 
sondern die gezielte Förderung im 
ganzen Land und auf allen bestehen­
den Flächen. Wichtig ist jetzt aber, 
dass sämtliche in den ländlichen Re­
gionen lebenden Stimmberechtigte 
die unnötige Initiative ablehnen.
� Thomas Knutti,  
� Nationalrat SVP,  
� Weissenburg BE

Biodiversität in der Praxis
Zur Abstimmung vom 22. September

Meine Bienen auf meinem Maiensäss 
haben im 2024 mit ihrer Sammeltä­
tigkeit drei Wochen später begonnen 
als 2023. Die Sammeldauer und der 
Sammeleintrag waren aber genau 
gleich hoch. Die Bienen haben auf die 
unterschiedlichen klimatischen Be­
dingungen reagiert, sich angepasst 
und das Überleben mit ihrem Honig­
vorrat für den Winter gesichert. Die 
Befürworter der Initiative verängsti­
gen uns mit sterbenden Bienenvöl­
kern wegen des Klimawandels oder 
der Biodiversität, was absoluter 
Humbug ist. Genauso wie meine Bie­
nen werden auch wir Menschen uns 
mit unserem Innovationsgeist  auf die 
Klimaveränderung einstellen. Ich er­
lebe auf dem Maiensäss, wie die 
Landwirte heute schon einzelne Wie­
sen in gewissen Jahren gar nicht 
mehr mähen und bestimmte Parzel­

len erst Mitte August: Die Haupt-
Sammeltätigkeit der Bienen ist aber 
spätestens schon am 24. Juli zu Ende. 
Die Initianten machen uns Angst vor 
aussterbenden Insekten und erwäh­
nen nicht, dass neue Arten dazukom­
men. Im warmen Afrika leben auch 
andere Tiere als in Europa und nicht 
einmal die Eiszeit hat zum Weltun­
tergang geführt. Die Initianten sagen, 
dass die höhere Biodiversität zu schö­
neren Landschaftsbildern führt. Was 
für ein Hohn, denn die Linken und 
Grünen möchten nicht, dass wir die 
bestehenden Bauten auf unseren 
kühlen Maiensässen nutzen. Aus die­
sem Grund entstehen die vielen Ru­
inen im Landschaftsbild. Warum ma­
chen die Linken und Grünen uns 
Menschen Angst? Ich vermute, da 
geht es nicht um das Wohl der Men­
schen, sondern um reinen Machter­
halt in der Politik.
� Peter Tarnutzer, Trin GR

Senden Sie uns Ihren Leserbrief an: redaktion@bauernzeitung.ch
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Ypsomed, Mooh und 
unser Verhältnis zur EU

W as verbindet die global 
agierende Medtech-In­
dustrie mit der Schweizer 

Milchwirtschaft? Gut 70 Exponen­
ten der Agrarbranche folgten am 
4. September unserer Einladung in 
die HAFL, um diese Frage zu 
beantworten. Die Schweiz ist ein 
Innovations- und Produktions­
standort für den Weltmarkt und 
will gleichzeitig attraktiv sein für 
lokal agierende Käser, Landwirte 
oder Molkereifachpersonen. 
Klappt das? 

Im Hörsaal der HAFL haben sich 
die Welten berührt. Zu verdan­
ken war das dem engagierten 
Dialog aller Gäste sowie den 
Referaten von Simon Michel, 
CEO Ypsomed, Nationalrat FDP, 
und René Schwager, Geschäfts­
führer Mooh. Mooh sucht Mehr­
werte für 3800 Milchwirtschafts­
betriebe und verfolgt eine 
Doppelstrategie. Sie wollen 
sowohl national als auch inter­
national Absatz für ihre Produk­
te finden. National stehen Milch­
produzenten im Wettbewerb mit 
Berufskollegen in geschützten 
Märkten (Getreide, Fleisch). Und 
im internationalen Vergleich 

haben Milchproduzenten in der 
Schweiz höhere Kosten als ihre 
Berufskollegen in den Nachbar­
ländern.

Unternehmen wie Ypsomed 
agieren grossmehrheitlich am 
globalen Markt. Schutz durch 
Zölle: Fehlanzeige. Entscheidend 
ist für Ypsomed, dass für Markt­
akteure national und in der EU  
die gleichen Vorgaben für die 
Produktzulassung gelten. Keine 
Swiss-finish-Lösungen. Ein Stan­
dard. Was in der Schweiz zugelas­
sen worden ist, soll ohne Hürden 
in restlos allen EU-Staaten ver­
marktet werden können. Seit  
dem Abbruch der Verhandlungen 
CH-EU für ein Institutionelles 
Abkommen durch den Schweizer 
Bundesrat am 26. Mai 2021 ist dies 
nicht mehr der Fall. Die Schweizer 
Medtech-Branche verlor die Kon­
formität. Mit sehr hohen Kosten 
musste die Anerkennung in der EU 
neu aufgegleist werden.

Was diese Hochpreisbranche 
gerade noch so verkraften konnte, 
sieht in vielen anderen Branchen, 
wie im Anlagenbau, bei Baustoffen 
oder Spielzeugen, aber insbeson­

dere auch in der Land- und Ernäh­
rungswirtschaft, anders aus: Diese 
Branchen haben nicht denselben 
ökonomischen Spielraum und die 
Landwirtschaft profitiert über die 
Bilateralen I und II in der Beschaf­
fung von Saat- und Pflanzgut oder 
bei der Anerkennung von AOP- 
oder IGP-Produkten. 

René Schwager sieht Wert und 
Notwendigkeit der Bilateralen III, 
betont aber, dass Export für 
Milchproduzenten dann attraktiv 
ist, «wenn Unternehmen die 
Bauern und ihre Organisationen 
als Partner respektieren und mit 
ihnen Projekte auf Augenhöhe 
angehen».  Davon hängt auch ab, 
ob die Schweizer Landwirtschaft 
die vom Bundesrat aktuell mit der 
EU verhandelten Bilateralen III 
als attraktiven Weg ansieht. Die 
Alternative zum bilateralen Weg 
ist die Aufdatierung und Erweite­
rung des bestehenden Freihan­
delsabkommens von 1972, und 
dieses wäre aus Sicht der Land­
wirtschaft deutlich schlechter. 
Dranbleiben! 

Christof Dietler  
ist Agronom und Geschäftsführer 

der IG Agrarstandort Schweiz.
Wie sich das Verhältnis zur EU entwickelt, ist auch für die Landwirtschaft 
von grosser Bedeutung.� (Bild Pixabay/matthiasboeckel)


